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Antrag des Regierungsrates vom 4. Dezember 2012 

4949
Beschluss des Kantonsrates 
zum Postulat KR-Nr. 83/2008
betreffend SKOS-Richtlinien
(vom . . . . . . . . . . . .)

Der Kantonsrat,

nach Einsichtnahme in den Antrag des Regierungsrates vom 4. De-
zember 2012,

beschliesst:

I. Das Postulat KR-Nr. 83/2008 betreffend SKOS-Richtlinien
wird als erledigt abgeschrieben.

II. Mitteilung an den Regierungsrat.

Der Kantonsrat hat dem Regierungsrat am 20. Juni 2011 folgendes
von Kantonsrat Willy Haderer, Unterengstringen, Kantonsrätin The-
resia Weber-Gachnang, Uetikon a. S., und Kantonsrat Hansruedi Bär,
Zürich, am 3. März 2008 eingereichte Postulat zur Berichterstattung
und Antragstellung überwiesen: 

Der Regierungsrat wird beauftragt, die Schweizerische Konferenz
für Sozialhilfe (SKOS) zu veranlassen, die SKOS-Richtlinien in dem
Sinne anzupassen, dass die Sozialhilfebezügerinnen und Sozialhilfebe-
züger gegenüber den Niedrigverdienenden, welche zudem Steuern be-
zahlen, nicht besser gestellt werden.

KR-Nr. 83/2008
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Bericht des Regierungsrates:

Gemäss Art. 111 Abs. 1 der Kantonsverfassung vom 27. Februar
2005 (KV, LS 101) sorgen Kanton und Gemeinden dafür, dass Men-
schen in einer Notlage, die sie nicht aus eigener Kraft bewältigen kön-
nen, ein Obdach und existenzsichernde Mittel erhalten. Die Verfas-
sungsbestimmung wird umgesetzt im Sozialhilfegesetz vom 14. Juni
1981 (SHG, LS 851.1). Dessen §§ 14 bis 16 umschreiben die wirtschaft-
liche Hilfe zur Gewährleistung des sozialen Existenzminimums. Ge-
mäss § 17 der Verordnung zum Sozialhilfegesetz vom 21. Oktober 1981
(SHV, LS 851.11) richtet sich die Bemessung der wirtschaftlichen Hilfe
nach den Richtlinien der Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe
(SKOS-Richtlinien). Dabei wird die in Ergänzung zum Grundbedarf
für den Lebensunterhalt ausgerichtete wirtschaftliche Hilfe nach den
jeweiligen Verhältnissen im Einzelfall festgelegt. 

Im April 2005 sind geänderte Richtlinien der SKOS in Kraft getre-
ten. Nicht zuletzt auf die damalige Initiative und den Druck des Kan-
tons Zürich hin setzen diese Richtlinien mehr als die früheren Fassun-
gen auf die Eigenverantwortung der Einzelnen. Vor allem die Anreize
zur Erwerbstätigkeit wurden verstärkt («Arbeit statt Sozialhilfe»). Der
vormals aufgeteilte Grundbedarf wurde vereinheitlicht und dessen
Ansätze wurden gesenkt. Er wurde auf das Haushaltsbudget der ein-
kommensschwächsten 10% statt bisher 20% der Schweizer Haushalte
ausgerichtet. Im Gegenzug wurden mit dem Einkommensfreibetrag
für Erwerbstätige (EFB), der Integrationszulage für Nichterwerbstä-
tige (IZU) und der minimalen Integrationszulage (MIZ) zusätzliche
Leistungen als Anreizelemente eingeführt, die von entsprechenden
Gegenleistungen der unterstützten Person abhängig gemacht wurden.
Im engen Zusammenhang mit diesen geänderten SKOS-Richtlinien
steht die Änderung des SHG, die am 1. Januar 2008 in Kraft getreten
ist. Mit ihr wurden Anreize, Gegenleistungsmassnahmen, eine ver-
stärkte Förderung der sozialen und beruflichen Eingliederung und
härtere Sanktions- und Strafmöglichkeiten eingeführt, die bis zur Ein-
stellung von Sozialhilfeleistungen gehen können.

Mit der Einführung dieses Anreizmodells hat die ursprünglich fast
ausschliesslich bedarfsbezogen berechnete Sozialhilfe eine stark leis-
tungsbezogene Ausrichtung erhalten (vgl. dazu auch Claudia Hänzi,
Die Richtlinien der schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe, Basel
2011, S. 259). Wer sich aktiv für die Veränderung seiner Situation ein-
setzt, bekommt höhere finanzielle Beträge als eine Person, die nicht
zur Erwerbsarbeit motiviert ist, sich passiv verhält und keine Anstren-
gungen unternimmt, sich aus der Abhängigkeit von Sozialhilfeleistun-
gen zu befreien. Dieses Anreizmodell hat sich bewährt und ist aner-
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kannt. Es wäre nicht zweckmässig, wenn der Kanton Zürich im
Bereich der Sozialhilfe eigene Richtlinien erlassen würde. Dabei ist na-
mentlich auf die Stellungnahme des Gemeindepräsidentenverbandes
des Kantons Zürich (GPV) vom Mai 2011 zur damaligen Übernahme
der Ergänzung der SKOS-Richtlinien zu verweisen. In dieser Stellung-
nahme ist Folgendes festgehalten: «Der GPV setzt sich für die Anwen-
dung der SKOS-Richtlinien in der ganzen Schweiz ein, die die einheit-
liche Gewährung der Sozialhilfe in der Schweiz garantieren. Deshalb
erachtet er die Verbindlichkeit der SKOS-Richtlinien bei der Ausrich-
tung der Sozialhilfe im Kanton Zürich als wichtige Errungenschaft.»
Gleichzeitig weist der GPV in seinem Schreiben auf die Bedeutung der
Motivation zur beruflichen und sozialen Integration hin. Im Konzept
zur Totalrevision des SHG hat der Regierungsrat bekräftigt, an den
SKOS-Richtlinien als Grundlage für die Bemessung der wirtschaftli-
chen Hilfe festzuhalten (RRB Nr. 1016/2012).

Unbestritten ist, dass es sowohl bei der Anwendung des Anreizsys-
tems der Sozialhilfe als auch in anderen Vollzugsbereichen zu Fehlan-
reizen und damit Ungerechtigkeiten kommen kann. Die Fehlanreize
sind darin begründet, dass das Zusammenspiel von Erwerbseinkom-
men mit Sozialleistungen, Steuern und Kinderbetreuungskosten dazu
führen kann, dass eine Einkommenserhöhung als sogenannter Schwel-
leneffekt eine Verkleinerung der frei verfügbaren Mittel bewirkt. Die-
ser Schwelleneffekt kann auch als negativer Arbeitsanreiz umschrie-
ben werden. Der Regierungsrat hat diese Problematik seit geraumer
Zeit erkannt und die Beseitigung von Fehlanreizen im Steuer- und So-
zialsystem zu den Massnahmen seiner Legislaturziele erklärt. Am
21. November 2012 hat er gestützt auf einen Bericht der econcept AG
vom Stand der Umsetzung Kenntnis genommen. Betreffend Fehlan-
reize in der Sozialhilfe hielt der Regierungsrat aber auch fest, dass
nicht davon auszugehen sei, dass sich Sozialhilfebeziehende allein von
ökonomischen Vorteilen leiten liessen. Eine rasch umsetzbare Mass-
nahme zur Bekämpfung der erwähnten Fehlanreize in der Sozialhilfe
würde darin bestehen, dass der Einkommensfreibetrag beim Austritt
aus der Sozialhilfe angerechnet würde. Dabei ist aber zu berücksichti-
gen, dass diese Massnahme mit jährlichen Kosten von rund 1,7 Mio.
Franken verbunden wäre. Angesichts der eher geringen Bedeutung
dieser Schwelle ist in Verbindung mit der finanziellen Situation der öf-
fentlichen Hand aber von der Umsetzung dieser Massnahme abzuse-
hen.

Das Postulat legt zudem nahe, dass Sozialhilfebezügerinnen und
Sozialhilfebezüger keine Steuern bezahlen würden. Dazu ist festzuhal-
ten, dass auch eine Sozialhilfe beziehende Person, die einer Erwerbs-
tätigkeit nachgeht, ab einem bestimmten Einkommen Steuern bezah-
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len muss. Diese Steuern können aus dem EFB bezahlt werden (SKOS-
Richtlinien, Kapitel C.1.5). In diesen Fällen verringert sich der EFB
um den zu leistenden Steuerbetrag.

Aus diesen Gründen beantragt der Regierungsrat dem Kantonsrat,
das Postulat KR-Nr. 83/2008 als erledigt abzuschreiben.

Im Namen des Regierungsrates
Der Präsident: Der Staatsschreiber:
Kägi Husi


